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	Dauer der Vernehmlassung: 31. März 2016 bis 8. Juli 2016
Angaben zur Absenderin / zum Absender
	Gemeinde / Institution / Organisation / Amt / Unternehmen: Schweizer Geologenverband CHGEOL

	Name: Niggli
	Vorname: Marianne

	Funktion: Präsidentin CHGEOL

	Telefon: 032 625 75 75
	E-Mail: marianne.niggli@chgeol.ch

	Strasse: Dornacherstrasse 29
	PLZ, Ort: 4501 Solothurn




	
	


Hinweise zum Ausfüllen des Formulars
Im ersten Teil dieses Formulars können Sie zu zwei grundsätzlichen Fragen in Bezug auf den Vorentwurf Stellung nehmen. Zudem können Sie Bemerkungen allgemeiner Art anbringen. Im zweiten Teil haben Sie die Möglichkeit, zu jedem einzelnen Absatz Bemerkungen zu erfassen und Anträge zu formulieren. Es ist Ihnen natürlich freigestellt, zu welchen Absätzen Sie Stellung nehmen möchten.
Wir bitten Sie, uns das ausgefüllte Formular wenn möglich als Word-Datei per E-Mail an gs-stab@bd.zh.ch zukommen zu lassen. Dadurch kann die Auswertung präzis und effizient erfolgen. Selbstverständlich können Sie Ihre Stellungnahme auch per Post einreichen. Senden Sie diese bitte an die folgende Adresse: Baudirektion Kanton Zürich, Generalsekretariat / Stab, Walcheplatz 2, Postfach, 8090 Zürich.

Erster Teil: Allgemeines
a. Sehen Sie Regelungsbedarf in Bezug auf die Nutzung des Untergrundes?

(Hinweis: Bitte mit der linken Maustaste auf das Kontrollkästchen doppelklicken und im sich öffnenden Kontrollfenster den Standardwert «Aktiviert» anwählen, um ein Kontrollkästchen mit einem Kreuz zu versehen.)
[bookmark: Kontrollkästchen1]|X|	Ja				|_| Nein
Bemerkungen zur obenstehenden Antwort:
	



b. Befürworten Sie den Gesetzesentwurf im Grundsatz? 
|X|	Ja				|_| Nein
Bemerkungen zur obenstehenden Antwort:
	




c. Haben Sie Bemerkungen allgemeiner Art?
	Der Berufsverband der Schweizer Geologen CHGEOL setzt sich seit längerem für eine gesamtschweizerische Harmonisierung der untergrundbezogenen Verfügungshoheit, Sachherrschaft und Nutzungsvorschriften des geologischen Untergrundes ein. Er veröffentlichte dazu im Oktober 2012 eine umfassende Broschüre (http://www.chgeol.org/wp-content/uploads/2012/05/NutzungGeologischerUntergrund_CHGEOL_2012.pdf). Der CHGEOL plädiert dabei klar für eine gesamtschweizerische Harmonisierung des untergrundbezogenen Sachen- und Nutzungsrechts und für die Stärkung der Bundeskompetenzen in den Bereichen Koordination und Oberaufsicht. 
Die derzeitigen Initiativen der Kantone, sich mit der Thematik des Untergrunds zu befassen und entsprechende Gesetzgebungen zu erarbeiten, begrüsst der CHGEOL sehr. Die interkantonale Zusammenarbeit am Beispiel des Mustergesetzes der Nordostschweizer Kantone ist dabei ein wichtiger Schritt zur kantonsübergreifenden Harmonisierung der Nutzungsrechte; denn die Bodenschätze halten sich in ihrer räumlichen Verteilung im Untergrund weder an Kantons- noch an Landesgrenzen. Die Gewinnung von Bodenschätzen sollte in allen Kantonen gesetzlich ähnlich oder gleich geregelt werden, damit möglichst flächendeckend für alle Beteiligten gleiche Bestimmungen gelten. Dem CHGEOL ist es daher ein wichtiges Anliegen, dass Insellösungen aufgrund mangelnder Koordination mit Nachbarkantonen bestmöglich verhindert werden können. Der CHGEOL würde es zudem begrüssen, wenn im Bundesgesetz über die Raumplanung diesbezüglich ein nationaler Rahmen abgesteckt werden könnte.




Zweiter Teil: Bemerkungen zu den einzelnen Regelungen des Vorentwurfs des Gesetzes über die Nutzung des Untergrundes
	Paragraf / Absatz
	Bemerkungen
	Anträge

	A. Allgemeine Bestimmungen

	§ 1
	
	

	§ 2 Abs. 1
	
	

	§ 2 Abs. 2
	Ziff. a) Nicht gewerbliche Forschungstätigkeiten sollen bewilligungsfrei bleiben: Dem CHGEOL ist es ein Anliegen, dass durch die gesetzliche Regelung keine unverhältnismässigen, durch den Zweck des Gesetzes nicht zu rechtfertigende bürokratischen Hindernisse aufgebaut werden: So scheint etwa nach der aktuellen Formulierung eine Bewilligung auch für jegliche Forschungstätigkeit erforderlich zu sein und eine Grenze nach unten zum Bagatellfall ist anscheinend nicht vorgesehen (vgl. § 2 Abs. 2 Ziff. a). Geologische und geophysikalische Untersuchungen, welche bisher bewilligungsfrei waren, werden nun ohne klare Notwendigkeit bewilligungspflichtig. So würden nicht nur die rund 10‘000 jährlich im Kanton Zürich durchgeführten, privatwirtschaftlichen Baugrunduntersuchungen sondern beispielsweise auch Gesteinsprobe-Entnahmen im Rahmen einer Hochschularbeit, sobald dafür gegraben wird, oder eine archäologische Untersuchung mit einem Bodenradar-Messgerät bewilligungspflichtig. Mit anderen Worten scheint der Aspekt der Verhältnismässigkeit im Gesetzesentwurf noch ungenügend berücksichtigt zu sein. 
	Ziff. a) soll wie folgt angepasst werden: geologisch-geophysikalische Untersuchungen wie Bohrungen oder seismische Untersuchungen, die mit einer Nutzung des Untergrundes nach Ziff. b) bis e) im Zusammenhang stehen oder zu deren Vorbereitung dienen.

	§ 2 Abs. 3
	Bemerkung siehe oben unter § 2 Abs. 2
	Einführung von Ziff. g): Kleinräumige oder untiefe Untersuchungen wie z.B. Baugrunduntersuchungen oder Ingenieurgeophysik sowie Untersuchungen mit rein wissenschaftlicher Zielsetzung 


	§ 2 Abs. 3
	Ziff a) Gemäss dem CHGEOL ist die Präzisierung «im Tagbau» im Falle der Gewinnung von Locker- und Festgesteinen nicht sinnvoll. Locker- und Festgesteine (Steine und Erden) sollen generell als Bestandteile des Grundeigentums gelten und vom vorliegenden Gesetz nicht erfasst werden.
Aufgrund überlagernder Schutzinteressen (Wald-, Landschaftsschutz) sowie hoher Kosten für Aushubmaterial kann es für einen Steinbruchbetreiber durchaus rentabler sein untertägig abzubauen. Eine zusätzliche Regelung durch dieses Gesetz ist aus Sicht des CHGEOL in derartigen Fällen nicht sinnvoll zumal ein derartiger Abbau meist keine grossen Tiefen erreicht (Beispiel: Sandsteinbruch «Lehholz», Kanton St. Gallen). Die aus den Erlassen der Raumplanung, der Umweltschutzgesetzgebung, des Gewässerschutzes, des Waldschutzes und des Naturschutzes sich ergebenden Vorgaben erteilen dem Gemeinwesen ausreichende Vollzugskompetenzen, die Nutzung dieser Rohstoffe geordnet lenken zu können. 
Da in §5 Abs 3. auf den Begriff «Steine und Erden» verwiesen wird, schlägt der CHGEOL vor, diesen Begriff konsequenterweise auch in § 3 Abs. 3 Ziff. a aufzuführen.
	Ziff. a) soll wie folgt angepasst werden: die Gewinnung von Locker- und Festgesteinen (Steine und Erden)

	§ 4 Abs. 1
	
	

	§ 4 Abs. 2
	
	

	§ 5 Abs. 1
	
	

	§ 5 Abs. 2
	Um eine Trennung zwischen gewerblicher und touristischer Nutzung zu erreichen, schlägt der CHGEOL vor § 5 Abs. 2 durch den Zusatz «gewerblich» zu ergänzen. Nutzungen zu touristischen Zwecken wie z.B. Freizeit-Goldwaschen sollen nicht unter das vorliegende Gesetz fallen.
Ziff. a) bis c): Der CHGEOL schlägt vor, die Begriffe aus dem EG ZGB zum Bergregal mit zeitgemässen Ausdrücken zu ersetzen und sie zugleich den Gesetzestexten anderer Kantone anzugleichen. 
	Abs. 2 soll wie folgt angepasst werden: Unter dieses fällt die gewerbliche Gewinnung:
Ziff a): aller Metalle, Erze und Mineralien 
Ziff b): aller Salze
Ziff c): aller fossiler Energierohstoffe wie Erdöl, Erdgas und Kohle

	§ 5 Abs. 3
	Bemerkung siehe §5 Abs. 2 Ziff. a) bis c).
	Abs. 3 soll wie folgt angepasst werden: Nicht unter dieses fallen die Gewinnung von Steinen und Erden wie Kies, Sand und Festgesteine.

	B. Konzessionen und Bewilligungen

	§ 6 Abs. 1
	
	

	§ 6 Abs. 2
	Ziff. a) Vergleiche Bemerkung zu § 2 Abs. 2
Bemerkung zu Ziff. b) Die Nutzung von Höhlen, Bergwerken, Stollen und dergleichen zu touristischen Zwecken gelten unseres Erachtens als Sondernutzung. Sofern nicht durch andere Rechtsgebiete, wie z.B. dem Baurecht abgedeckt, sind bei der Vergabe entsprechender Nutzungsrechte vor allem Natur- und Umweltschutzaspekte (Geotope, Biotope, Gewässerschutz) sowie die Sicherheitsaspekte und das Vorgehen im Falle eines Aufgebens der touristischen Nutzung zu regeln. Der CHGEOL empfiehlt, solche Nutzungen von Abgaben weitgehend zu befreien. Schauhöhlen und historische Bergwerke bieten der Bevölkerung einen einmaligen «Einblick in den Untergrund»; die Sichtbarmachung solcher Geotope und historischer Kulturgüter ist grundsätzlich durch das Gemeinwesen zu fördern, sofern nicht andere, bedeutende Interessen entgegenstehen. 

	Ziff. a) soll wie folgt angepasst werden: Die Erkundung des Untergrundes, die mit einer Nutzung des Untergrundes gemäss § 2 Abs. 2 Ziff. b) bis e) im Zusammenhang stehen oder zu deren Vorbereitung dienen.
[bookmark: _GoBack]Ziff b): streichen

	§ 6 Abs. 3
	
	

	§ 7 Abs. 1
	
	

	§ 7 Abs. 2
	
	

	§ 7 Abs. 3
	
	

	§ 7 Abs. 4
	
	

	§ 8 Abs. 1
	
	

	§ 8 Abs. 2
	
	

	§ 8 Abs. 3
	
	

	§ 9 Abs. 1
	
	

	§ 9 Abs. 2
	
	

	§ 9 Abs. 3
	
	

	§ 9 Abs. 4
	
	

	§ 10 Abs. 1
	
	

	§ 10 Abs. 2
	
	

	§ 11
	
	

	§ 12
	
	

	§ 13 Abs. 1
	
	

	§ 13 Abs. 2
	
	

	§ 14 Abs. 1
	
	

	§ 14 Abs. 2
	
	

	§ 15
	
	

	§ 16 Abs. 1
	
	

	§ 16 Abs. 2
	
	

	§ 17 Abs. 1
	
	

	§ 17 Abs. 2
	
	

	§ 17 Abs. 3
	
	

	C. Verfahren

	§ 18 Abs. 1
	
	

	§ 18 Abs. 2
	
	

	§ 18 Abs. 3
	
	

	§ 19 Abs. 1
	
	

	§ 19 Abs. 2
	
	

	§ 19 Abs. 3
	
	

	§ 19 Abs. 4
	
	

	§ 20 Abs. 1
	
	

	§ 20 Abs. 2
	
	

	§ 20 Abs. 3
	
	

	§ 21 Abs. 1
	
	

	§ 21 Abs. 2
	
	

	§ 21 Abs. 3
	
	

	§ 21 Abs. 4
	
	

	§ 21 Abs. 5
	
	

	§ 21 Abs. 6
	
	

	§ 22 Abs. 1
	
	

	§ 22 Abs. 2
	
	

	§ 22 Abs. 3
	
	

	D. Vollzug

	§ 23 Abs. 1
	
	

	§ 23 Abs. 2
	
	

	§ 23 Abs. 3
	
	

	§ 24
	
	

	§ 25 Abs. 2 - 3
	
	

	§ 25 Abs. 2
	Der Kanton soll die Daten für eigene Aufgaben verwenden können. Im Sinne des Investitionsschutzes ist von einer darüber hinaus gehenden Ab- oder Weitergabe der Daten an andere staatliche Institutionen und Forschungseinrichtungen ohne Zustimmung des Datenherrs innerhalb der Sperrfrist von fünf Jahren abzusehen, da die Vertraulichkeit der Daten schwierig sicherzustellen ist. 

Der CHGEOL schlägt vor, die Formulierung in den Gesetzen zur Nutzung des Untergrundes der Kantone Aargau und Solothurn zu übernehmen.
	Abs. 2 soll wie folgt angepasst werden: Die Ergebnisse aus den Untersuchungen und Bohrungen im Untergrund sind der kantonalen Behörde unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Sie kann die daraus abgeleiteten Erkenntnisse für ihre Aufgaben verwenden. 


	§ 25 Abs. 3
	Gegen eine Zurverfügungstellung der erhobenen Daten gemäss § 25, Abs. 2 ist generell nichts einzuwenden. Um einen genügenden Investitionsschutz zu gewährleisten soll eine Sperrfrist von mindestens fünf Jahren einzuhalten sein, ähnlich wie in den Gesetzen zur Nutzung des Untergrundes der Kantone Solothurn und Aargau umgesetzt.
	Abs. 3 soll wie folgt angepasst werden: Nach einer Sperrfrist von mindestens fünf Jahren...

	§ 26 Abs. 1
	
	

	§ 26 Abs. 2
	
	

	§ 26 Abs. 3
	
	

	§ 26 Abs. 4
	
	

	§ 27 Abs. 1
	
	

	§ 27 Abs. 2
	
	

	§ 27 Abs. 3
	
	

	§ 28
	
	

	§ 29 Abs. 1
	
	

	§ 29 Abs. 2
	
	

	§ 29 Abs. 3
	
	

	E. Rechtsschutz und Strafbestimmungen

	§ 30 Abs. 1
	
	

	§ 30 Abs. 2
	
	

	§ 31
	
	

	§ 32 Abs. 1
	
	

	§ 32 Abs. 2
	
	

	§ 32 Abs. 3
	
	

	§ 33 Abs. 1
	
	

	§ 33 Abs. 2
	
	

	§ 33 Abs. 3
	
	

	§ 33 Abs. 4
	
	

	§ 33 Abs. 5
	
	

	F. Schlussbestimmungen 

	§ 34 Abs. 1
	
	

	§ 34 Abs. 2
	
	

	Änderung von Erlassen
	
	

	Referendum und Inkrafttreten
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